
2. Stellplätze § 9 (1) Nr. 4 BauGB und § 12 (6) BauNVO 

Die erforderlichen Stellplätze sind nur auf den im Bebauungsplan ausgewiesenen Flächen zu-
lässig. 

 
 
3. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen § 9 (1) Nr. 25a BauGB 

• Bei Pflanzungen im Gebiet sind (außer Nutzpflanzen) standortgerechte Gehölze überwiegend 
aus folgenden Artenlisten zu verwenden: 
 

3.1 Bäume 
 

Bäume  Kleiner Baum/Obstbaum  
Acer platanoides - 
Fraxinusexcelsior - 
Juglans regia - 
Quercus petraea - 
Quercus robur - 
Sorbus aucuparia - 
Tilia spec. - 
Prunus avium - 

Spitzahorn 
Esche 
Walnuss 
Traubeneiche 
Stieleiche 
Eberesche 
Linde 
Vogelkirsche 

Carpinus betulus - 
Prunus padus  - 
Malus sylvestris  - 
Pyrus communis - 
Sorbus domestica - 
Lokale Mostobstsorten, z. B.: 
Beerbacher Tafelapfel 
Odenwälder Kurzstiel 

Hainbuche 
Traubenkirsche 
Wildapfel 
Wildbirne 
Speierling 

 
Pflanzgröße: 
- Großbaum: Hochstamm, Stammumfang mind. 12 / 14 
- Obstbaum: Hochstamm, Stammumfang mind. 8 / 10 

Die nachfolgend aufgelisteten städtebaulichen und landschaftspflegerischen Festsetzungen sind hin-
sichtlich ihres Geltungsbereiches deckungsgleich mit dem im B-Plan „BA 36“ zeichnerisch dargestell-
ten Geltungsbereich. Die zeichnerischen und sonstigen Festsetzungen der Plandarstellung werden 
durch die folgenden textlichen Festsetzungen ergänzt. 
 
 
A. Planungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 (1) BauGB in Verbindung mit der BauNVO 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr. 1 BauGB, sowie überbaubare und nicht 

überbaubare Grundstücksteile 

• Die Art der Nutzung wird als private Grünfläche – Zweckbestimmung Dauerkleingärten fest-
gesetzt. 

Teilbereich 1: 
• Die überbaubaren Flächen werden zeichnerisch als Fläche für Nebenanlagen - Bereich zum 

Bau zulässiger Gartenlauben, sowie als Fläche für Nebenanlagen - Vereinsheim dargestellt. 
Die Abgrenzungen dieser Flächen dürfen nicht überschritten werden. Für die Stellung der 
baulichen Anlagen wird auf die Satzung des Kleingartenvereins verwiesen. 

• Das Maß der baulichen Nutzung wird auf max. 24 m² überbaubare Grundfläche je Gartenpar-
zelle, sowie max. 100 m² (inkl. Nebenanlagen) für das Vereinsheim begrenzt. 

Teilbereich 2: 
• Innerhalb der privaten Grünfläche sind Nebenanlagen - der Bau zulässiger Gartenlauben zu-

lässig. Es sind keine weiteren Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO zulässig (§ 12 (6) und 
§ 23 (5) BauNVO). 

• Das Maß der baulichen Nutzung wird auf max. 24 m² überbaubare Grundfläche je Gartenpar-
zelle begrenzt. 

 
3.2 Sträucher und Heckenpflanzen 

 
Sträucher  Heckenpflanzen  
Cornus sanguinea - 
Crataegus monog. - 
Euonimus europaeus - 
Ligustrum vulgare - 
Prunus spinosa - 
Rosa canina - 
Rosa rubiginosa - 
Sambucus nigra - 
Viburnum opulus - 

Roter Hartriegel 
Weißdorn 
Pfaffenhütchen 
Liguster 
Schlehe 
Hundsrose 
Weinrose 
Schw. Holunder 
Gem. Schneeball 

Acer campestre - 
Carpinus betulus - 
Cornus mas - 
Ligustrum vulgare - 

Feldahorn 
Hainbuche 
Kornelkirsche 
Liguster 

 
Pflanzgröße: 
- Sträucher: verpflanzter Strauch, 4 Triebe, 60 / 100 
- Heckenpfl.: verpflanzter Strauch, 4 Triebe, 60 / 100 

 
3.3 Weitere Pflanzfestsetzungen 

• Die Einfriedigungen am Außenrand des Gebietes sind mit geeigneten Heckenpflanzen gem. 
Artenliste zu begründen, die Einfriedigungen der Gartenparzellen sollten ebenfalls (z. B. Be-
rankung der Zäune) begrünt werden. 

• Die Pflanzungen im Bereich der Gebietseingrünung sind extensiv zu unterhalten und zu pfle-
gen, die Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist untersagt. Abgestorbene Ge-
hölze sind nach zu pflanzen. 

• Die Nutzung der Kleingartenflächen soll im Sinne des integrierten Anbaus und Pflanzenschut-
zes erfolgen, die Verwendung von Torfprodukten ist nicht zulässig. 

• Die Dach- und Wandflächen, sowie Stützen von Pergolen etc. sollen mit geeigneten Pflanzen 
fachgerecht begrünt werden. 

 
 
 
B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 81 HBO in Verbindung mit der Verordnung 

über die Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan 
(August 1990, GVBI S. 102) 

 
1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 81 (1) Nr. 1 HBO 

• Als zulässige Dachform wird Sattel- oder Pultdach festgesetzt; Faserzementwerkstoffe als 
Eindeckungsmaterial sind nicht zulässig. Auf die Gültigkeit der Satzung des Kleingartenver-
eins wird verwiesen. 

• Befestigte Wege und Flächen sind mit einem wasserdurchlässigen, begrünbaren Belag 
(Schotterrasen, Rasenpflaster, Rasengittersteine o.ä.) zu befestigen. 

• Überschüssiges Oberflächenwasser ist in angrenzenden Grünflächen oder Versickerungsflä-
chen nach ATV A 138 zu entwässern. 

 
2. Einfriedungen (Mauern, Zäune, Hecken etc.) § 81 (1) Nr. 3 HBO 

• Mauern als Abgrenzungen der Anlage oder einzelner Grundstücke sind nicht zulässig. 
• Zulässig an den Außenrändern des Gebietes sind durchsichtige Einfriedigungen (Maschen-

drahtzaun o.ä.) bis zu einer Höhe von 1,70 m, die gem. Festsetzung A 3 zu begrünen sind. 
Stabgitterzäune sind bis zu einer Höhe von 1,80 m zulässig. 

• Als Einfriedigung der Gartenparzellen sind durchsichtige Einfriedigungen (Maschendrahtzaun 
o.ä.) bis zu einer Höhe von 1.00 m zulässig, die ebenfalls begrünt (berankt) werden sollen. 
Hecken als Abgrenzung der Gartenparzellen sind vorzuziehen.  

 
3. Gestaltung von Stellplätzen § 81 (1) Nr. 4 HBO 
 

• Die Stellplätze sind als Schotterrasen- oder Rasenflächen zu gestalten. Überschüssiges Ober-
flächenwasser ist in seitlich angrenzenden Grünflächen zu entwässern. 

4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen (private Grünfläche) § 81 (1) Nr. 5 HBO 
• Die als nicht überbaubare Grundstücksfläche (private Grünfläche) ausgewiesenen und die 

nicht überbauten Grundstücksteile sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Dabei sind 
die Vorgaben der Festsetzungen unter Punkt A.3 zu beachten. Die Versiegelung von Teilbe-
reichen für Zuwegungen ist auf das unbedingt erforderliche Maß zu begrenzen, teilversie-
gelnde, begrünte Oberflächenbeläge sind anzuwenden. Die Versiegelung von Teilflächen 
durch die Anlage von Lagerflächen, Folienteichen etc. ist auf max. 10 % der Parzellenfläche 
zu begrenzen. 

 
 
C. Sammlung und Verwendung von Niederschlagswasser § 42 (3) HWG 

• Für die Brauchwassernutzung (Grünflächenbewässerung) ist Regenwasser aufzufangen und 
zu nutzen. 

• Das nicht als Brauchwasser verwendete Niederschlagswasser von Dachflächen ist flächen-
haft zu versickern. Der Anschluss baulicher Anlagen an die Kanalisation ist nicht zulässig. 

 
 
D. Hinweise 
 

• Satzungsvorschriften 
Auf die Gültigkeit der Regelungen des BKleingG, sowie auf die Gültigkeit der Satzung des 
Kleingartenvereins auf der Grundlage des BKleingG wird verwiesen. 
 

• Hessisches Wassergesetz 
Westlich der Kleingartenanlage verläuft die Galgenlache. Die Bestimmungen des § 14 (3) und 
(4) Hess. Wassergesetz sind diesbezüglich zu beachten. Maßnahmen im Uferbereich (10m 
ab der Böschungsoberkante eines Gewässers) bedürfen der Genehmigung durch den Kreis-
ausschuss des Kreises Bergstraße Untere Wasserbehörde. 

 
• Bodendenkmäler (§ 20 HDSchG) 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 
 

• Bodenschutz 
Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Werden diese festgestellt, ist umgehend das Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt (Dezernat 41.5) zu informieren.  
 

• DB-Strecke 3601 Frankfurt (Main) Hbf – Heidelberg-Wieblingen 
Der Geltungsbereich befindet sich in direkter Nachbarschaft zur o.g. Bahnstrecke (Entfernung 
von der Bahnstrecke ca. 10m) Es wird daher auf die durch den Eisenbahnbetrieb und durch 
Arbeiten zur Erhaltung der Bahnanlagen der benachbarten Eisenbahnstrecke entstehenden 
Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Abgase, Funkenflug 
usw.) hingewiesen. Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutzmaßnahmen kön-
nen gegen die Deutsche Bahn AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke plan-
festgestellt ist. Es obliegt den Anliegern, für Schutzmaßnahmen zu sorgen. 

 


